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Im Räderwerk
Die gesetzlichen Grundlagen des Radikalenerlasses

Michael Csaszkoczy

Am 28. Januar 2022 jährt sich die

Verabschiedung des Radikalenerlas­

ses. Damals, 1972, verabschiedeten

die Ministerpräsidenten der Länder

unter Vorsitz von Willy Brandt den "Ex­

tremistenbeschluss". In den folgenden

Jahren wurden ca. 3,5 Millionen Be­

werberinnen für Berufe im öffentli­

chen Dienst überprüft. Damals zählten

auch Lokomotivführerinnen, Postbo­

tinnen und viele andere zu den Berufs­

gruppen, die verbeamtet wurden. Der

Verfassungsschutz erhielt den Auftrag

zu entscheiden, wer als "Radikaler",

als "Extremist" oder als "Verfassungs­

feind" zu gelten hatte. Personen, die

"nicht die Gewähr bieten, jederzeit für

die freiheitlich-demokratische Grund­

ordnung einzutreten", wurden aus dem

öffentlichen Dienst entfernt oder gar

nicht erst eingestellt.

D
ie Überprüfungen führten bun­
desweit zu etwa 11.000 Berufs­
verbotsverfahren, 2.200 Diszipli­
narverfahren, 1.256 Ablehnun­

gen von Bewerbungen und 265 Entlassun­
gen. Betroffen waren Kommunist*innen,
andere Linke bis hin zu SPD-nahen Stu­
dierendenverbänden, die Vereinigung der
Verfolgten des Naziregimes VVN-BdA und
Gewerkschafterl nnen. In Bayern traf es
auch Sozialdemokratinnen und in der
Friedensbewegung engagierte Menschen.
Das sind zumindest die Zahlen, die der
Arbeitsausschuss" Weg mit den Berufs­
verboten" allein für die folgenden Jah­
re zusammengetragen hat. Tatsächlich
dürften die Zahlen weit größer sein. Ei­
ne offizielle Erfassung der Fälle gibt es
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bis heute nicht und ein großer Teil der
Betroffenen sah keine Perspektive da­
rin, den Kampf gegen die übermächti­
ge Staatsmaschinerie aufzunehmen und
sich wahlweise als "Staatsfeind" oder als
"zu Unrecht verfolgte aufrechte Demokra­
tin" oft jahrzehntelang durch die Medien-

landschaft ziehen zu lassen. Es war die
Zeit der Nachwehen des Kalten Krieges
und der Aufräumarbeiten der sozialdemo­
kratischen Regierung mit der für besiegt
erklärten APO: Die Politik der Berufsver­
bote war das konsequente Gegenstück zu
"mehr Demokratie wagen", neuer Ostpoli­
tik und zur 1970 erlassenen Amnestie für
Demonstrationsdelikte im Rahmen von
APO-Aktivitäten. Eine scheinbar aus dem
Ruder zu laufen drohende Generation er­
hielt die Einladung, wieder mitzuspielen,
bekam aber gleichzeitig deutlich gezeigt,
in welchem Rahmen sich oppositionelle
Politik zu bewegen hat.

Dass die Kampagne der Betroffenen,
die ihre Rehabilitierung und Entschädi­
gung fordern, nur wenig Resonanz in der
deutschen Öffentlichkeit findet, ist vor
diesem Hintergrund nicht verwunderlich
- Opfer längst vergangener und verlorener
Kämpfe eben.

Aber es gibt noch einen weiteren As­
pekt, der eine Rolle spielt: Häufig ist

überhaupt nicht klar, was eigentlich ge­
nau mit dem "Radikalenerlass" gemeint
ist. Denn der "Extremistenbeschluss" wie
die Innenministerkonferenz ihn nannte,
war ja im Grunde nur eine ministeriale
Anweisung, wie mit den längst bestehen­
den Beamtengesetzen umzugehen sei,
die bis heute ohne Abstriche gültig sind.
Damals führte diese Anweisung zu einer
veritablen Hexenjagd, verbunden mit ei­
nem gigantischen Machtzuwachs für den
"Verfassungsschutz", der als Inlandsge­
heimdienst faktisch weitreichende Be­
fugn isse als Repressionsbehörde erh iell.

Die Botschaft, die von dieser Hexen­
jagd ausging, wirkt bis heute nach: Wer
eine Anstellung im Öffentlichen Dienst
anstrebt, hat sich als unkritischer, er­
gebener Staatsd iener zu erweisen. Die
Instrumente, ihn widrigenfalls nicht nur
um seine Lebensperspektive und seine
Erwerbsarbeit zu bringen, sondern in der
Öffentlichkeit als"Verfassungsfeind" zu
brandmarken und damit politisch und
persönlich zu diskreditieren, liegen un­
verändert bereit.

Darum lohnt es sich, einen genaueren
Blick auf die politischen Aspekte des
deutschen Beamtenrechts zu werfen, ins­
besondere auf die dem Radikalenerlass
zu Grunde liegende "Gewährbieteklau­
sel".

Dass es das bundesdeutsche Berufs­
beamtentum gibt, erscheint den meis­
ten Menschen hierzulande als Selbst­
verständlichkeit. Dabei waren auch die
Westalliierten zunächst mehr als skep­
tisch, ob sie der neu zu gründenden BRD
die Wiedereinführung dieser Institution
des Beamtentums gestatten sollten.

Robert d'Harcourt, französischer Ger­
manist und Mitglied der Resistance, hielt
im Auftrag der Alliierten in einem Gut­
achten fest: "Das deutsche Beamtentum
arbeitet mit beneidenswerter Effizienz,
allerdings im Unrecht genauso wie im
Recht. Es hat nichts anderes gelernt, als



sich einfach einem Räderwerk gleich zu
drehen. "

Diese Zweifel wurden, wie so viele,
im Zuge des beginnenden Kalten Krie­
ges über Bord geworfen: 1950 wurde in
Art. 33 Abs. 4 und 5 des Grundgesetzes
festgehalten: "Das Recht des öffentli­
chen Dienstes ist unter Berücksichtigung
der hergebrachten Grundsätze des Be­
rufsbeamtentums zu regeln", womit das
Berufsbeamtentum wieder eingeführt
war. Die "hergebrachten Grundsätze"
bestehen auch heute noch in einem in
der Kaiserzeit etabllerten historisieren­
den Rückgriff auf das Lehnswesen. Wie
dereinst zwischen Lehnsherr und Lehns­
mann soll zwischen Dienstherr und Be­
amten ein wechselseitiges Verhältnis von
Dienst- und Treuepflichten herrschen,
das durch eine klare hierarchische Unter­
ordnung gekennzeichnet ist. Von Hingabe
ist da ebenso die Rede wie von Wohlver­
halten.

Im speziellen Fall der Berufsverbo­
te wurde auf einen Passus zurückgegrif­
fen, der eine noch viel unrühmlichere
Geschichte hat: Das von den Nazis im
April 1933 erlassene "Gesetz zur Wie­
derherstellung des Berufsbeamtentums"
war das erste große "Säuberungsgesetz",
das die neuen Machthaber durchsetzten.
Der Historiker Saul Friedländer fasste
die Stoßrichtung des Gesetzes so zusam­
men: "Dieses Gesetz zielte in seiner all­
gemeinsten Intention darauf, die gesamte
Regierungsbürokratie umzugestalten, um
ihre Loyalität gegenüber dem neuen Re­
gime sicherzustellen. Seine Ausschlie­
ßungsmaßnahmen, die für mehr als zwei
Millionen staatlicher und städtische Be­
schäftigte galten, waren gegen die po­
litisch Unzuverlässigen, hauptsächlich
Kommunisten und andere Gegner der
Nationalsozialisten, und gegen Juden ge­
richtet. "

Wörtlich hieß es im Gesetzestext von
1933, nicht im Staatsdienst zu dulden
seien Beamte "die nach ihrer bisherigen
politischen Betätigung nicht die Gewähr
dafür bieten, dass sie jederzeit rückhalt­
los für den nationalen Staat eintreten." In
der bundesrepublikanischen Umformu­
lierung lautete der Text nun: Beamter darf
nur sein, "wer die Gewähr dafür bietet,
dass er jederzelt für die freiheitliche de­
mokratische Grundordnung im Sinne des
Grundgesetzes eintritt". Das - so könnte
mensch meinen - ist ein Unterschied
ums Ganze: Hier der "nationale Staat",
dort die "freiheitlich demokratische

Grundordnung", die im ursprünglichen
Rechtssinn nicht einmal an den Wortlaut
der Verfassung gebunden ist, sondern nur
deren inhaltlichen Kernbestand meint,
wie etwa Grundrechte und die Idee der
Volkssouverän ität.

Tatsächlich liegt die nationalsozialis­
tische Prägung dieses Gesetzes weniger
in seiner inhaltlichen Bestimmung, son­
dern vielmehr in der formalen Bestim­
mung des "jederzeit Gewähr-Bietens".
Dieses beinhaltet nämlich zweierlei: Zum
einen die Gesinnungsprognose, die nicht
auf belegbare Taten abhebt, sondern auf
eine lnnere Haltung, die den Betreffen­
den künftig vielleicht erst zu Taten veran­
lassen könnte. Zum Zweiten und daraus
folgernd die Beweislastumkehr: Begrün­
dete Zweifel des Dienstherren genügen,
einen Beweis muss er nicht antreten. Es
liegt vielmehr am Staatsdiener jeden ge­
äußerten Zweifel aus der Welt zu räumen.
Das ist nun eine Rechtskonstruktion, die
dem, was üblicherweise als Standard
bürgerlich-demokratischer Rechtsstaaten
gehandelt wird, erkennbar zuwiderläuft.

Um zu verstehen, wie stark die nati­
onalsozialistische Rechtsauffassung das
deutsche Beamtenrecht prägt, lohnt es
sich auch, einen Blick auf die Entste­
hung des Begriffes "Verfassu ngsfeind"
zu werfen. Der erste, der gegen Ende
der Weimarer Republik diesen Begriff
in die Rechtswissenschaft einführte,
war der spätere Kronjurist der Nazis Carl
Schmitt. Ihm zufolge ist "die spezifische
Unterscheidung, auf welche sich die po­
litischen Handlungen und Motive zurück­
führen lassen, die Unterscheidung von
Freund und Feind. Politisches Denken
und politischer Instinkt bewähren sich
theoretisch und praktisch an der Fähig­
keit, Freund und Feind zu unterscheiden.
Die Höhepunkte der großen Politik sind
zugleich die Augenblicke, in denen der
Feind in konkreter Deutlichkeit als Feind
erkannt wird."

Carl Schmitt gab dem Begriff Verfas­
sungsfeind in der Endphase der Weimarer
Republik seine heutige Bedeutung: Jede
Verfassung habe demnach grundlegende
Prinzipien, einen werthaften normativen
Verfassungskern, der nicht zur Dispositi­
on demokratischer Politik stehe und des­
wegen nicht verhandelbar sei. Wer diesen
inhaltlich bestimmten Verfassungskern
gesinnungsmäßig ablehne oder politisch
bekämpfe, werde zum Verfassungsfeind,
auch wenn er sich formal legaler Mittel
bediene. Das mutet grotesk an, bedenkt
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man, dass der Autor nur wenige Jahre 

später den neuen nationalsozialistischen 
Machthabern zuJubelte. Für Schmitt je­
doch lst das nur konsequent: Die Treue 

zum Staat lst für lhn ln letzter Konse­

quenz die Treue zum Souverän, der sich 
gerade dadurch erwelst, dass er nlcht an 

klelnllche Gesetzesvorgaben gebunden, 
sondern in der Lage ist, Menschen, die er 

zu Feinden erklärt, außerhalb der Rechts­

ordnung zu stellen. 
Es waren aber nicht nur Gesetzes­

formulierungen und Rechtsprinzipien, 

die eine Kontinuität zwischen der jungen 
Bundesrepublik und dem Naziregime be­

gründeten. Auch das Personal, das dlese 
Gesetze auslegte und umsetzte, war weit­

gehend identisch geblieben. 
Berufsverbotsurteile bestanden in 

den 1970er und 1980er Jahren zum Groß­
teil aus wörtlichen Passagen aus einem 

im Mal 1975 ergangenen Beschluss des 
Bu ndesverfassu ngsgerichts - federfü h­
rend war als Berichterstatter der Ver­

fassungsrichter Willl Gelger, bis 1945 
NSDAP-Mitglied und SA-"Rottenführer", 
der als Ankläger auch fünf Todesurteile 

erwirkt hatte. Geiger hatte nicht nur auf 
der öffentlichen Vollstreckung der Urteile 

bestanden, sondern auch darauf, dabei 
persönlich anwesend zu seln. 

In dem maßgeblich von ihm verfass­
ten Verfassungsgerichtsbeschluss von 

1975 hatte Gelger sein Beamtenbild da­
mit beschrieben, die "politische Treue­

pflicht" erfordere "mehr als nur formal 
korrekte, im Übrigen uninteressierte, 

kühle innerlich distanzierte Haltung ge­

genüber dem Staat". Damit nimmt Geiger 
deutlich Bezug auf die Definition des 

"Verfassungsfeindes" nach Carl Schmitt. 
Diese Rechtsauffassung ist seitdem und 

bis heute gültlge Rechtsgrundlage der 
elnschläglgen Berufsverbotsurteile. Auch 
als das Verwaltungsgerlcht Karlsruhe die 

versuchte Neuauflage der Berufsverbote 

in meinem eigenen Fall bestätigte, wur­
den diese Formulierungen wiedergege­

ben, allerdings ohne sie als Zltat kennt­
lich zu machen. 

Otto Köhler hat in selnem Buch "Wir 
Schreibmaschlnentäter" schon 1989 da­
rauf hingewlesen, dass Geigers Argumen­
tation im Berufsverbotsurteil bereits in 

seinen juristischen Ausführungen aus der 
Zeit des Nationalsozialismus auftaucht. 
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Wesentliche TeiLe der juristischen Argu­

mentation sind aus seiner 1940 verfass­
ten Dissertation über die "Rechtsstellung 
des Schriftleiters" übernommen, die ihm 

dereinst den Weg zur Juristischen Karriere 
lm Nazlstaat geebnet hatte. Im Folgenden 

eln Zitat aus Köhlers Darstellung: 

"Daß diese Eigenschaften feh len, 
wlrd zwar ohne besondere Gründe noch 

nicht geschlossen aus der früheren Zu­
gehörigkeit zu einer politischen Partei, 

wohl aber aus einer bis in die Tage der 
,natlonalen Revolution' reichenden Tä­

tlgkeit für dle marxlstlsche Presse und 

giLt als erwiesen, wenn ein Schrlftleiter 
... sich ln seiner berufllchen oder po­

litischen Betätlgung als Schädling an 

Staat und Volk erwlesen hat. (.. ) 35 Jahre 
später heißt es in dem von Geiger vor­
formulierten Berufsverbotsbeschluss: Es 

geht nicht darum, dass der Beamte wegen 

seiner Zugehörigkeit zu einer politlschen 
Partei benachteillgt wird. Dle Frage lSt 
vielmehr, ( ... ) ob der Bewerber um ein 

Amt seiner Persönlichkelt nach die Ge­

währ bietet, jederzeit für die frelheitllche 

demokratlsche Grundordnung einzutre­
ten - (... ) Ein Stück des Verhaltens, das 
für die hier geforderte Beurteilung der 

Persönlichkeit des Bewerbers erheblich 

sein kann, kann auch der Beitritt oder die 
Zugehörigkeit zu einer politlschen Par­

tei sein, die verfassungsfelndllche Ziele 
verfolgt, - unabhängig davon, ob lhre Ver­

fassungswidrlgkeit durch ein Urteil des 

Bu ndesverfassu ngsgerichts festgestellt 
ist oder nicht." 

Das ist nicht nur dle Rechtsinterpre­

tation eines Altnazis. Das Beamtenrecht 
selbst mit seiner auf Carl Schmitt zu­

rückgehenden Anforderung, der "Feind­
bestimmung", die auch zu erfolgen hat, 

wenn es keine benennbaren verfassungs­
feindlichen Tätigkelten glbt und die da­

mi t geforderte "Gesin nu ngsprognose" 
bietet Geiger dazu die Vorlage. 

Ein weiterer Aspekt ist ebenso wich­

tig: Da "Verfassungswidrigkeit" (die vom 
Bundesverfassungsgericht festzustellen 
wäre) nlcht mehr von Nöten ist, braucht 

es elne Instanz, die die nicht näher be­

stimmte "Verfassungsfeindschaft" defi­
niert. Diese Instanz lSt der Inlandsge­

heimdlenst mlt dem irreführenden Na­

men "Verfassungsschutz". Seine Dlenste 
wurden seit dem Radikalenerlass massiv 

aufgestockt und mlt immer welteren Be­

fugntssen ausgestattet, so dass von dem 

ursprünglichen Trennungsgebot zwischen 
Geheimdiensten und Polizei nur noch 
Bruchstücke auffindbar sind. 

Deshalb ist dle Aufarbeitung des mlt 
dem Radlkalenerlass verbundenen mas­
senhaften staatlichen Unrechts nicht zu 

trennen von dem Kampf gegen die ge­

setzllchen Grundlagen lm Beamtenrecht. 
Wem es ernst ist mit der Bekämpfung von 

Duckmäusertum und Untertanengeist, 
darf vor diesen gesetzlichen Grundlagen 

nicht haltmachen. Diese Grundlagen wie­

derum gehören zur Legltimationsstrategie 

des sogenannten "Verfassungsschutzes". 
Sle werden bis heute lmmer wleder lns 

Feld geführt, um zu begründen, warum 

dieser antidemokratische Geheimdienst 
trotz aller Naziverstrickungen und Skan­

dale immer noch benötigt werde. 
Für Linke bietet sich hier eine Chan­

ce, verschiedene Antirepressionskämpfe 

zu verbinden, dle zur Zelt noch weitge­
hend lsollert geführt werden: Dle Bemü­

hungen um elne Aufarbeitung des mlt den 

hlstorischen Berufsverboten verbundenen 
Unrechts, den Kampf gegen Obrigkeits­

staat und Duckmäusertum und den für 
die längst überfällige Abschaffung des 

"Verfassungsschutzes" . .:. 

~ Der bundesweiten Arbeitsausschuss 
der Initiativen gegen Berufsverbote und 

zur Verteidigung demokratischer Rechte 
unterstützt seit 2018 Genoss"innen im 

Kampf gegen Berufsverbote und deren 

Folgen. Aktuell läuft ihre Unterschrif­
ten-Kampagne ,,50 Jahre Berufsverbote 
- Demokratische Grundrechte verteidi­

genl". Gefordert wird: 

- den "Radikalenerlass" generell 
und bundesweit offiziell aufzuhe­

ben, 
- alle Betroffenen voll umfänglich zu 

rehabilitieren und zu entschädigen, 
- die Folgen der Berufsverbote und 

ihre Auswirkungen auf die demokra­
tische Kultur wissenschaftlich auf­

zuarbeiten 

• Mehr Infos und die Möglichkeit zu 

Unterschreiben unter: 
http://www.berufsverbote.de/ 




